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Schuldenverwalter Waigel, Kohl*: „Wir halten das nicht mehr lange durch“ 
H. GUTMANN
„Avanti Dilettanti“
SOS in Bonn: Die Koalition bekommt die Finanzen nicht in den Griff, die Schulden explodieren.

Eine Verschlankung des Staatsapparats ist überfällig. Im engsten Führungszirkel der 
Regierung wird eine Verschiebung der europäischen Währungsunion nicht mehr ausgeschlossen.
Mißmutig blickte der Kanzler über
den Rhein. „Auch für mich gibt es
Grenzen des Zumutbaren“, warn-

te Helmut Kohl mit belegter Stimme die
Partei- und Fraktionschefs seiner konser-
vativ-liberalen Koalition, „das sollte hier 

* Am Mittwoch vergangener Woche während der 
Finanzdebatte im Bundestag.
Jeweiliger
Bundesminister
für Finanzen:

Staatsquote
Anteil der Staatsausgaben
am Bruttoinlandsprodukt

27,6% 28,7%
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anger Marsch in den Schuldens
rschuldung von Bund, Ländern und Gemeinde
 Milliarden Mark seit Gründung der Bundesrep

1950 1955 
jedem bewußt sein.“ Endzeitstimmung
kam auf beim Krisengipfel im Kanzler-
bungalow am vorvergangenen Sonntag
abend. In mehrstündiger Sitzung hatten
Unionisten und Liberale erneut ihre Un-
fähigkeit demonstriert, sich zusammen-
zuraufen.

Alles Wesentliche blieb ungeklärt: Wie
soll der Haushalt 1997 finanziert werden?
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Wie lassen sich die strengen Maastricht-
Kriterien für die Währungsunion einhal-
ten? Was wird eigentlich aus der als „Jahr-
hundertwerk“ angekündigten Steuerre-
form?

Als dann auch noch die Nachricht vom
Wahlsieg des französischen Sozialisten
Lionel Jospin eintraf, war die Stimmung
im Kanzlerbungalow restlos dahin. Mit
30,6% 31,6%
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Ausnahme von Spanien und Deutschland
sind nun überall in der Europäischen Uni-
on Sozialdemokraten mit an der Macht.

Ein genervter Kanzler verbat sich jegli-
che Euro-Ausstiegsdiskussion, wie sie in
den Reihen der CSU bereits geführt wird:
„Das wäre tödlich für Deutschland.“ Jetzt
komme es in Europa noch mehr auf die
Deutschen an.

„Damit das ganz klar ist“, warnte Kohl:
Er werde Mitte Juni nicht am Amsterdamer
EU-Gipfel teilnehmen, ohne seinen Amts-
kollegen mit Blick auf die Maastricht-De-
fizitkriterien klipp und klar sagen zu kön-
nen: „Wir Deutschen haben unsere Haus-
aufgaben gemacht und schaffen es.“ 

Aber wie? Der Regierung fehlt beides –
das Geld im Staatshaushalt und ein für
CDU, CSU und FDP gleichermaßen ak-
zeptables Konzept, wie die fehlenden Mil-
liarden zu beschaffen sind. Die Koalition
im Juni: verschuldet, verkracht, ratlos.

Mit den üblichen Notoperationen
kommt Theo Waigel, der dienstälteste Kas-
senwart der Republik, nicht mehr weiter.

Steuererhöhungen wären bequem –
doch die FDP will ihr Wort halten, keine
zuzulassen. Wenn erneut an der Steuer-
schraube gedreht wird, sagt FDP-Bundes-
tagsvizepräsident Burkhard Hirsch, „ist
Schluß“. Schon wenn die Union an der ge-
planten Absenkung des Soli-Zuschlags rüt-
tele, drohte FDP-Wirtschaftssprecher Paul
Friedhoff, „stellt sich die Koalitionsfrage“.

Gegen die Neubewertung des Gold-
schatzes und eine Ausschüttung der so ge-
wonnenen Milliarden setzte sich die Bun-
desbank (siehe Kasten Seite 34) erfolgreich
zur Wehr. Sparen durch weiteren Sozialab-
bau ist selbst in der Union für viele tabu.

Bleiben die Gutverdiener und die Kon-
zernkassen: Doch die sind kaum mehr für
den deutschen Fiskus erreichbar. Schon
jede Ankündigung einer Mehrbelastung
treibt Privatvermögen und Unternehmen
ins Ausland.
41,8% 49,1%
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Neue Schulden auftürmen und auf bes-
sere Zeiten hoffen, auch dieser Weg ist ver-
baut.Waigel hat sich, gedrängt von seinem
CSU-Rivalen, Bayerns Premier Edmund
Stoiber, auf eine punktgenaue Erfüllung
der Maastricht-Kriterien festgelegt.

Stoiber bleibt auch nach Bekanntwer-
den der neuen Haushaltslücken stur, er will
seinem Parteichef keinen zusätzlichen Ver-
schuldensspielraum einräumen: Die Maas-
tricht-Kriterien aufweichen? fragt die
wirtschaftswoche. „Auf keinen Fall!“
sagt Stoiber.

Die Schuldenfalle, so scheint es, ist zu-
geschnappt, die Regierung zappelt nur
noch. Mit ihrer fragilen Zwölf-Stimmen-
Mehrheit im Bundestag und gegen einen
SPD-dominierten Bundesrat ist eine Selbst-
befreiung kaum mehr möglich.

Sieben Jahre nach der deutschen Ein-
heit mündet die seit Jahren latente Fi-
nanzmisere in einer Regierungskrise. Die
Kohl-Mannschaft wirkt nervös, die Abge-
ordneten von Union und FDP, die in der
vergangenen Woche im Bundestag knapp
die Abwahl ihres Finanzministers verhin-
derten, taumeln von Haushaltsloch zu
Haushaltsloch.

Aufmerksam registriert die Regierungs-
mannschaft, daß sich im europäischen Aus-
land das konservative Zeitalter dem Ende
neigt. Die Bürger in Frankreich, Italien und
Großbritannien haben sich, genervt durch
jahrelangen Sparzwang, den Linken an-
vertraut.

In Frankreich regiert nun der Traditions-
Sozialist Lionel Jospin, der die Wirtschaft
mit staatlichen Programmen ankurbeln
will. In Großbritannien verspricht Labour-
Premier Tony Blair eine „neue soziale Ge-
rechtigkeit“ und Geld für die in der That-
cher-Ära Gebeutelten.

Die große Gemeinschaftsaktion der Eu-
ropäer, die neue Einheitswährung,
wackelt. Selbst die Franzosen, die
nun wieder staatliche Wohl-
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taten verteilen wollen, verabschieden sich
mit ihrer neuen Spendierfreudigkeit vom
Euro – freilich ohne schon offiziell adieu zu
sagen.

In den deutschen Parteien wächst der
Zweifel, ob der Weg nach Maastricht über-
haupt noch zu schaffen ist. In der vergan-
genen Woche forderten erneut namhafte
Ökonomen die Verschiebung der ehrgeizi-
gen Währungspläne.

Der letzte Versuch der Regierung, mit
Hilfe des Bundesbank-Goldes die Krise zu
lösen, hat alles nur noch schlimmer ge-
macht. Noch nie hat eine Bundesregierung
gleichsam über Nacht dermaßen an inter-
nationalem Renommee verloren.

Verstrickt in Verträge und Versprechun-
gen, gab der Kanzler unmittelbar vor sei-
nem Washington-Trip am
Mittwoch vergangener Wo-
che im Parlament eine Vor-
stellung ohne Wegweisung
oder gar Vision. Scheinbar
blind für die Umbrüche in
Europa, wo nun überall das
Thema Sozial- und Be-
schäftigungspolitik auf
der Tagesordnung steht,
beharrte Kohl auf sei-
nem Kurs: „Unsere
Politik hat sich nicht
verändert.“ 
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Europapolitiker Blair, Kohl*: Den Maastricht-Zug für ein Weilchen stoppen? 
den Regierungsbänken. Der grüne Frak-
tionschef Joschka Fischer schmetterte dem
Kanzler fröhlich ein „Avanti Dilettanti“
entgegen.

Zwar schaffte es die Koalition, den Ab-
lösungsantrag gegen Waigel abzuwehren.
Aber die Schlacht um Haushaltslöcher und
Euro – damit das Schicksal der christlibe-
ralen Allianz – ist noch keineswegs ent-
schieden.

Nur zu gern würden führende Politiker
der Kohl-Koalition inzwischen den Maas-
tricht-Zug bremsen oder ihn zumindest für
ein Weilchen stoppen. Doch „wir dürfen
darüber nicht reden“, waren sich Kohl und
Waigel spontan einig, „von uns darf es
nicht kommen“. Denn die Nachbarstaa-
ten, die auf deutschen Druck ein Sparpa-
ket nach dem anderen schultern mußten,
würden „sich reingelegt fühlen“. Der po-
litische Schaden wäre immens.

Doch Waigel will versuchen, das schier
Aussichtslose noch zu schaffen und das
deutsche Staatsdefizit in diesem Jahr bei
3,0 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu
halten. Er hofft: „Wir kommen spitz hin.“

Dafür will der Bonner Finanzchef jetzt
auf die Schnelle ein neues Sparpaket
schnüren, mit einem Volumen von sechs
bis acht Milliarden Mark. Entschieden ist
nichts. An den Details wird noch gearbei-
tet. Gesucht sind „Aktionen, die wir selber
machen können“, gab Waigel seinen Fach-
leuten Order. Also Maßnahmen, die nicht
der Zustimmung des SPD-dominierten
Bundesrates bedürfen. Politisch heikel sind
sie gleichwohl.

So soll noch einmal die Nürnberger Bun-
desanstalt für Arbeit kräftig kürzen. Ob
man denn nicht auf die mehr als zwei Mil-
liarden Mark verzichten könne, mit denen
die Arbeitsämter im zweiten Halbjahr 1997
Arbeitsbeschaffungs- und Ausbildungs-
maßnahmen bezahlen wollen, erkundig-
24
ten sich Waigel-Helfer bei den Fachleuten
des Arbeitsministeriums.

Die Beamten im Arbeitsministerium wa-
ren entsetzt. Zwei Drittel der eingespar-
ten Mittel würden an anderer Stelle sofort
wieder fällig – um die bis zu 200000 zu-
sätzlichen Arbeitslosen zu bezuschussen,
die Bonn auf diese Weise produzierte. „Das
wird auf keinen Fall laufen“, kün-
digt CDU-Haushälter und Ostlobbyist
Manfred Kolbe vorsorglich Widerstand aus
der Fraktion an.

* Am Freitag vergangener Woche beim Besuch des bri-
tischen Premierministers in Bonn.
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Auch andere neue Sparideen aus dem
Hause Waigel dürften heftige Proteste aus-
lösen. So könnte etwa den Beamten das
Weihnachtsgeld noch in diesem Jahr kräf-
tig gekürzt oder gar gestrichen werden.
Die FDP-Führung, der Waigel seine Vor-
haben noch recht vage ankündigte, ist
skeptisch: Damit werde der Christsoziale in
seiner Union wohl nicht durchkommen.

„In den nächsten Tagen“, ermahnte Wai-
gel Unionsfreunde und Koalitionspartner,
„müssen die Entscheidungen fallen – wir
halten das nicht mehr lange durch.“ In die-
ser Woche schon sollen sich die Partei- und
Fraktionschefs deshalb auf die Grundlini-
en für den Haushalt 1998, den Nachtrags-
haushalt 1997 und zusätzliche Sparaktio-
nen festlegen.

Ende Mai hatte der Finanzminister rund
90 Prozent seiner Kreditlinie fürs ganze
Jahr ausgeschöpft. Die üblichen Reserve-
kassen des trickreichen CSU-Chefs – so-
genannte Personalverstärkungsmittel zum
Beispiel oder überhöhte Posten für be-
stimmte Osthilfen – sind längst geleert.
Seine Beamten verzögern jede Auszahlung,
nutzen jede Mark für ihr „cash manage-
ment“: Sie kassieren Zinsen für Geld, das
anderen zusteht.

Damit sind die gigantischen Haushalts-
löcher allerdings nicht zu stopfen.Was Uni-
onsfraktionschef Wolfgang Schäuble, mit
leichtem Weichzeichner, als „objektiv
schwierige Situation“ beschreibt, definiert
der Haushaltsfachmann der SPD, Karl Dil-
ler, klarer: „Waigel ist finanziell am Ende.“

FDP-Fraktionschef Hermann Otto Solms
informierte seine Parteifreunde vorige Wo-
che über die neueste Addition der Fehlbe-
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träge: 20 Milliarden Mark in diesem Jahr,
30 Milliarden im nächsten „und noch
mehr“ – rund 40 Milliarden Mark – für
1999. „Es ist möglich, daß wir das hinkrie-
gen“, so Solms vor der Fraktion, „aber es
kann auch sein, daß alles platzt.“

Die Staatsfinanzen seien „noch viel fun-
damentaler in Unordnung“ als an diesen
Zahlen ablesbar, warnte der CDU-Haus-
haltsexperte Aldolf Roth. Die Menschen
stöhnten unter einer immer drückender
empfundenen Steuerlast, aber in die Staats-
kassen komme immer weniger, und auf der
Ausgabenseite explodierten die Kosten des
sozialen Netzes. Ohne grundlegende Re-
formen, so Roth, gehe es „immer weiter in
die falsche Richtung“.

Dabei hatte die Bundesrepublik nach
dem Zweiten Weltkrieg als Staat ohne
große Defizite begonnen. Fritz Schäffer,
CSU-Politiker und erster Finanzminister
der Republik, hatte ganz andere Proble-
me: nicht zuwenig Geld, sondern zuviel;
kein Minus, sondern ein Plus in der Kasse.

Bis Mitte der fünfziger Jah-
re häufte der knauserige Ju-
rist mit spitzem Bleistift und
eiserner Sparsamkeit den le-
gendären „Juliusturm“ auf:
1,6 Milliarden Mark Plus im
Jahr 1953, rund 2,8 Milliarden
im Jahr 1954 und gar 3,6 Mil-
liarden 1955. Schließlich hat-
te Schäffer überschüssige li-
quide Mittel von 7 Milliarden
Mark in der Kasse.

Paradox genug: Ausgerech-
net diese Überschüsse brach-
ten dem spröden Münchner
damals ständig Ärger ein. Er
sei ein kleinlicher „Fiskalist“,
mäkelten Freunde und Geg-
ner; und selbst Konrad Ade-
nauer sagte über seinen Spar-
minister: „Ich wetze mich an
ihm wie ein Messer an einem
Schleifstein.“

Immer wieder malte Schäf-
fer die Gefahr eines Bankrotts
an die Wand, während er Mil-
lion über Million anhäufte,
immer wieder drohte er, um
sich Gehör zu verschaffen, mit

Rücktritt – ehe er schließlich 1957 ins Ju-
stizministerium wechselte.Von dort mußte
er mit ansehen, wie der „Juliusturm“
schnell wieder zertrümmert wurde.

So begann der Weg in die Schuldenre-
publik Deutschland. Schäffers Nachfolger
Franz Etzel verließ das Finanzministerium
1961 mit einer Gesamtverschuldung von 57
Milliarden Mark. Schon Wirtschaftswun-
dermann Ludwig Erhard mußte als Kanz-
ler 1966 ein Haushaltssicherungsgesetz ein-
bringen – über das seine Koalition und sei-
ne Kanzlerschaft schließlich zerbrachen
(siehe Seite 26).

Allzugern schöpften die Regierenden in
Bonn, vor allem die Sozialdemokraten, die
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von 1969 an mit Willy Brandt den
Regierungschef stellten, in den
nächsten Jahren aus dem vollen –
und liehen sich für ihre stetig 
wachsenden Haushalte das Geld,
das sie nicht besaßen. Der wirt-
schaftstheoretische Zeitgeist
sorgte für Rückenwind: „Deficit
spending“ war schick in den
sechziger und siebziger Jahren.
Die Lehre, die dahinter stand,
hatte ein Brite in den dreißiger
Jahren dieses Jahrhunderts ent-
wickelt: John Maynard Keynes
(1883 bis 1946).

Der Ökonom und Diplomat
zog damit seine Lehren aus der
Weltwirtschaftskrise, aus den ver-
heerenden Folgen der Massenar-
beitslosigkeit. Der Markt allein,
so urteilte Keynes, könne es nicht
richten; der Staat müsse korri-
gierend eingreifen.

Gerade wenn die Wirtschaft in
der Rezession steckt, sei die Re-
gierung gefordert, mit zusätzli-
chen Ausgaben die Konjunktur
anzukurbeln. Schulden, so der
Tenor des Keynesianismus, sind
nicht per se schlecht.

Die Politiker in Europa, aber
auch in den USA hörten diese
Doktrin nur allzugern. „Wir sind
jetzt alle Keynesianer“, urteilte
US-Präsident Richard Nixon 
Anfang der Siebziger.

Doch die Mächtigen vergaßen
dabei die zweite Hälfte der 
Keynes-Lehre: In guten Zeiten
nämlich, wenn die Wirtschaft
wieder boomt, sollte der Staat
seine Ausgaben zurückfahren, ja
sogar Überschuß erwirtschaften,
um die aufgenommenen Schul-
den abzutragen. Die Fiskalpoli-
tiker sollten sich „antizyklisch“
verhalten.

Daraus wurde nichts: Den Re-
gierenden fiel es, mit Blick auf
die nächsten Wahlen, stets
schwer, bei ihrer Klientel einmal
gewährte Leistungen wieder ein-
zukassieren.

Das mußte schon Karl Schiller
erleben, der von 1966 an wie kein
anderer in Deutschland die The-
sen von Keynes verbreitete. Der
sozialdemokratische Wirtschafts-
minister schuf zwar das immer
noch gültige Stabilitäts- und
Wachstumsgesetz und veranker-
te dort die Regel von der antizy-
klischen Fiskalpolitik.

Doch als Schiller im Frühjahr
1972, inzwischen zum Supermi-
nister für Wirtschaft und Finan-
zen aufgestiegen, gegensteuern
wollte und Ausgabenkürzungen
von 2,5 Milliarden Mark an-
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Turbulenzen der Woche
2. bis 6. Juni 1997
Verzweifelt rang die 
Regierung am Sonntag
nach einem Ausweg
aus der Krise. Am Mon-
tag bekräftigte die FDP
ihr Nein zu Steuererhö-
hungen und plädierte
für Privatisierungen.
Ebenfalls am Montag
legten SPD und Grüne
einen gemeinsamen
Antrag vor, in dem die
Entlassung von Finanz-
minister Theo Waigel
gefordert wird. 
Am Dienstag trafen
sich Waigel und Bun-
desbankpräsident
Hans Tietmeyer, um
eine Lösung im Gold-
streit zu suchen.
Der Bundestag lehnte
am Mittwoch die Ent-
lassung Waigels ab.
Der CSU-Chef sei ein
„exzellenter Finanzmini-
ster“, sagte Bundes-
kanzler Helmut Kohl.
Störfeuer aus Bayern:
Am Freitag meldete die
SÜDDEUTSCHE ZEITUNG,
die bayerische Staats-
regierung rechne nicht
mehr mit einer plan-
mäßigen Einführung
des Euro.
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Kanzler Erhard (
„Eigentlich eine Ausflucht“
Der Kanzler erinnert an 1966: Damals zerbrach die Bundesregierung an 

wirtschaftlichen Scheinbuchungen und der FDP.
ler

1966): An einer kleinen Wirtschaftsschwäche gescheitert 
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Anfang des Jahres gedachte Helmut
Kohl einer „der großen Gründer-
gestalten dieser Republik“. Mit ei-

ner Jubelfeier zum 100. Geburtstag von
Ludwig Erhard wollte der Bundeskanzler
den Anspruch seiner Partei auf ökono-
mische Kompetenz demonstrieren und
die Aufbruchstimmung der Wirtschafts-
wunderjahre wiederbeleben.

Vergangene Woche erinnerte Kohl
noch einmal an den Dicken mit der Zi-
garre – diesmal ganz unfeierlich. War-
nend beschwor er vor der CDU/CSU-
Fraktion die düstere Untergangsvision
von Erhards letzten Tagen als Kanzler:
„Ich war 1966 dabei. Ich weiß, wie sich die
Dinge damals hochgedreht haben.“

Die Koalitionskrise 1997 ähnelt dem
Vorspiel zum Ende der Erhard-Regierung
im November vor 31 Jahren.Auch damals
versuchte der Finanzminister mit Schein-
buchungen den Haushalt zu retten; wie
auch jetzt widersetzte sich die FDP allen
Steuererhöhungen.

Die Summen erscheinen heute lächer-
lich. Das Maastricht-Kriterium hätte die
Bundesrepublik bei einer Neuverschul-
dung von 1,25 Prozent mühelos erfüllt.
Kreative Buchführung aber war auch
schon 1966 üblich. Der damalige Finanz-
minister Rolf Dahlgrün (FDP) rechnete
sich den Haushalt mit einem höheren 
Anteil der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer schön, als ihm die Länder zu-
gestehen wollten. Ein reduzierter Devi-
senausgleich für die US-Truppen in
Deutschland wurde angesetzt, obwohl die
Amerikaner ausdrücklich dagegen waren.

Ende Oktober mußte Erhard eingeste-
hen, daß er den Haushalt auf Illusionen
gebaut hatte und nicht mehr ohne Steuer-
erhöhungen auskommen konnte. Tabak-
und Branntweinsteuer sollten heraufge-
setzt werden – so schlägt es die Union
auch jetzt unter anderem wieder vor. Eine
Ergänzungsabgabe auf die Einkommen-
steuer sei eventuell 1967 nötig – das ist
nun die Debatte um den Solidarbeitrag.

Am Ende machten die Liberalen nicht
mehr mit: „Deshalb haben die der FDP
angehörenden Bundesminister in voller
Übereinstimmung mit der FDP-Bundes-
tagsfraktion ihren Rücktritt erklärt. Die
von der CDU/CSU beabsichtigten Steuer-
erhöhungen, die der angestrebten lang-
fristigen Stabilität entgegenwirken, kön-
nen die bestehenden politischen Schwie-
rigkeiten nicht beseitigen.“ So lautete die
FDP-Pressemitteilung am 27. Oktober
1966, und die süddeutsche zeitung
meinte vergangene Woche: „So könnte
es irgendwann in diesem Jahr einmal von
der FDP in Bonn beschlossen werden.“

Bis es soweit ist, muß jedoch noch ei-
niges passieren. Nicht allein der störri-
sche kleine Koalitionspartner brachte
1966 das Bündnis mitsamt dem behäbigen
Regierungschef zu Fall, die Kanzlerstür-
zer saßen in der eigenen Partei. „Heute
gibt es noch keine offene Kritik an Hel-
mut Kohl, auch wenn die Attacken gegen
Waigel irgendwo auch ihm gelten“, stell-
d e r  s p i e g e l  2 4 / 1 9 9 7
te das handelsblatt mit unverhohle-
nem Bedauern fest.

Damals war Kohl selbst einer der auf-
rührerischen 66er. Er weiß, wie die Sache
gedreht wurde. Deswegen sprach er sein
Mahnwort auch nicht in Richtung FDP,
sondern zur Unionsfraktion.

Mindestens vier Männer in der CDU
hielten sich im Herbst 1966 für kanzler-
würdig: Fraktionschef Rainer Barzel,
Bundestagspräsident Eugen Gerstenmai-
er, der baden-württembergische Mini-
sterpräsident Kurt Georg Kiesinger und
Außenminister Gerhard Schröder.

Lange hatten alle heimlichen Kanzler-
kandidaten stillhalten müssen, weil der
Mann, der den Deutschen „Wohlstand
für alle“ gebracht hatte, bei den Wählern
unschlagbar populär war. Kanzler Erhard,
der 1963 das Amt von Konrad Adenauer
übernommen hatte, war zwei Jahre spä-
ter als unbestrittener Sieger aus den Bun-
destagswahlen hervorgegangen, nur um
zwei Prozentpunkte verfehlte er die ab-
solute Mehrheit. Doch im Sommer 1966
schmolz Erhards Beliebtheit dahin. Die
verlorenen Landtagswahlen in Nord-
rhein-Westfalen gingen nach Meinung der
Partei voll auf des Kanzlers Konto.

Eine kleine Wirtschaftsschwäche ließ
die Deutschen an jenem Mann zweifeln,
dessen Stärke immer die Wirtschaft ge-
wesen war. Das Sozialprodukt wuchs 1966
nur noch um drei Prozent, die Inflation
aber stieg auf 3,5 Prozent. Erhard sah die
Gefahr für die Stabi-
lität der Mark, nicht
den Einbruch beim
Wachstum. Konjunk-
turprogramme hielt er
ebenso für überflüssig
wie der heutige Amts-
inhaber, der zugunsten
der Stabilitätskriterien
des Euro eine mühsam
anlaufende Konjunk-
tur gerade wieder ab-
würgt.

Als Erhard im Sep-
tember 1966 von einem
Besuch beim ameri-
kanischen Präsidenten
Lyndon B. Johnson
zurückkehrte, ohne das
geringste Einlenken bei
den Stationierungsko- Erhard-Gegenspie
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Gerstenmaier, Kohl: „Ich war dabei“ 
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mahnte, ließ ihn das Kabinett der sozial-
liberalen Koalition im Stich. Resigniert
trat Schiller am 7. Juli 1972 zurück. Zuvor
hatte er auf dem SPD-Steuer-Parteitag in
Bonn noch einmal getobt: „Genossen, laßt
die Tassen im Schrank.“

Die Regierungsparteien waren nicht be-
reit, die Ansprüche der Wähler zurückzu-
schrauben. Die Folgen der Ausgabenfreu-
de zeigten sich erstmals nach der Ölkrise
1973/74, als die Scheichs
die Energiepreise (und da-
mit die Produktionsko-
sten in den Industrielän-
dern) radikal verteuerten:
Die Arbeitslosigkeit stieg
sprunghaft an, die Steuern
blieben hinter den Erwar-
tungen zurück, die Schul-
den explodierten.

Erst erreichte die Staats-
verschuldung 168 Milliar-
den Mark (1973) , dann 192
Milliarden (1974), schließ-
lich 256 Milliarden Mark
(1975) – SPD-Kanzler Helmut Schmidt
und sein Finanzminister Hans Apel ka-
men Mitte der siebziger Jahre schließlich
mit dem Aufstellen neuer Kalkulationen
kaum nach. „Ich glaube“, so urteilte da-
mals FDP-Bundeswirtschaftsminister
Hans Friderichs, „wir haben über unsere
Verhältnisse gelebt.“ Der Koalitionsbruch
deutete sich an.

Die sozial-liberale Regierung, angetre-
ten, um alles zu verbessern – mehr Ge-
sundheit, bessere Ausbildung, weniger Ar-
mut, höheres Kindergeld, mehr Renten –
mußte erkennen, daß sie in der Schul-
denfalle steckte. Im schlimmen Krisenjahr
1975 fehlten Bund, Ländern und Gemein-
den insgesamt 60 Milliarden Mark.

Doch große Teile der SPD mochten sich
der Sparsamkeit nicht verschreiben. Zu
stark war ihr Glaube an staatliche Kon-
junkturprogramme, zu mächtig der Druck
der Gewerkschaften. Die Funktionäre
wünschten sich einen Staat, der anschiebt,
eingreift, selbst macht. Insgesamt be-
schlossen die SPD-geführten Regierungen
Brandt und Schmidt (1969 bis 1982) neun
große Konjunkturprogramme mit einem
Finanzvolumen von 59,5 Milliarden Mark.

Die Arbeitslosigkeit wurde dadurch
nicht nennenswert verringert, die Staats-
schuld aber wuchs und wuchs. Letztlich
stürzte die sozial-liberale Koalition 1982,
wie schon die christliberale 1966, über die
Wirtschafts- und Finanzpolitik.Am 10. Sep-
tember 1982 griff die sozial-liberale Koali-
tion zum letzten verbliebenen Mittel und
brachte im Bundestag ein Haushaltssiche-
rungsgesetz ein, das Sozialleistungen kürz-
te. Eine Woche später war sie am Ende.

Die neue, konservativ-liberale Regie-
rung versprach eine Korrektur der Fi-
nanzpolitik. Unter Kanzler Helmut Kohl
galten die Theorien von Keynes nicht
mehr.

Parteistift
Zuschüsse aus d
halt an parteina
in Millionen Mar

74,3

1970
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Statt einer Nachfrage- war nun eine
deutsche Variante der klassischen Ange-
botspolitik angesagt: weniger Staat, statt
dessen mehr Freiraum für die private Wirt-
schaft.

Es galten nun eher die ökonomischen
Lehren des Monetarismus: Milton Fried-
man, Nobelpreisträger aus Chicago, und
seine Mitstreiter hielten nichts von Kon-
junkturprogrammen, sie propagierten viel-

mehr Liberalisierung, De-
regulierung und weniger
Wohlfahrtsstaat – Losun-
gen, die vor allem von Ro-
nald Reagan und Maggie
Thatcher willig aufgenom-
men wurden. Und dieser
ökonomischen Zeitwende
folgten in abgeschwächter
Form auch die neuen
Machthaber in Bonn.

Staatliche Leistungen
wurden zurückgeschnitten,
Schüler-Bafög gestrichen,
Wohngeld und Mutter-

schaftsgeld gekürzt. Die ersten Erfolge der
Kohl-Regierung stellten sich ein: Christde-
mokraten und Liberale schafften es, bis
1989 die Staatsquote, den Anteil aller öf-
fentlichen Ausgaben am Bruttoinlandspro-
dukt, von 50,1 auf 45,8 Prozent zu senken.
Auch die Nettoneuverschuldung des 
Bundes drückten sie zeitweise von 37,2
Milliarden Mark (1982) auf 22,9 Milliarden
Mark (1986).

Finanzminister Gerhard Stoltenberg sah
die Ordnung der Staatsfinanzen als „eine
zutiefst sittliche Frage“ an, träumte gar
vom Ende jeglicher Kreditaufnahme („wie
zu Fritz Schäffers Zeiten“). Die Medien
lobten, etwa die zeit, seine „gußeiserne
Souveränität“ – und in Popularitätsumfra-
gen rangierte Stoltenberg ganz weit oben.

Mit seiner Sparpolitik drängte er sogar
die Inflation auf eine „negative Zuwachs-
rate“ von minus 0,2 Prozent zurück – erst-
mals seit 1953. Mit einer dreistufigen Steu-
erreform wollte Stoltenberg sein Meister-
stück abliefern, senkte die Abgaben und
führte einen linear-progressiven Tarif ein.

Doch schon vor der deutschen Einheit
geriet die Finanzpolitik aus dem Tritt. Auf
die Kalkulationen der Koalition war spä-
testens 1988 kein Verlaß mehr, auch wenn
der Kanzler unverdrossen verkündete:
„Das Gütesiegel bleibt unsere Haushalts-
solidität.“ Denn kaum hatte das Jahr 1988
angefangen, fehlten plötzlich zehn Milli-
arden Mark im Haushalt: weil der Dollar
gesunken war; weil die Subventionen zu
üppig angesetzt waren; und weil die Re-
gierung sich bei den Steuereinnahmen
schlicht verrechnet hatte.

So schlug sich Stoltenberg mit immer
neuen Finanzlöchern herum, auch damals
schon wurde im Frühsommer ein Nach-
tragshaushalt fällig. FDP-Wirtschaftsspre-
cher Graf Lambsdorff wetterte: „Wir ha-
ben uns benommen wie jemand, der in ei-

gen
 Bundeshaus-

Stiftungen

1996
sten erreicht zu haben, sahen die Fron-
deure der Fraktion ihre Stunde kommen.

Gerstenmaier lud einige CDU-Politi-
ker, darunter den rheinland-pfälzischen
CDU-Chef Kohl, in sein Landhaus im
Hunsrück, um über Erhards Ablösung zu
beraten.Wenige Tage später kündigte sich
das Ende in den goldenen Worten von
Fraktionschef Barzel an: „Ludwig Erhard
ist und bleibt Bundeskanzler.“

Das Ziel war klar: eine Große Koali-
tion mit der SPD. Die wartete nur auf die 
Gelegenheit, auf diesem Umweg an die
Macht zu kommen. Fast wäre der Kanz-
lersturz noch am unerwarteten Einlen-
ken der Liberalen gescheitert. In den Ko-
alitionsgesprächen Ende Oktober sei es
nicht möglich gewesen, so klagte CSU-
Chef Franz Josef Strauß damals, in der
Steuerfrage „die FDP auf ein so hartes
Nein festzulegen, wie man es zwar nicht
gewünscht, aber im Sinne der Klärung
für erforderlich gehalten“ habe.

Die freidemokratischen Kabinettsmit-
glieder ließen sich schließlich unter dem
Eindruck immer neuer Defizite auf einen
Kompromiß ein: Zunächst müßten alle
Einsparmöglichkeiten ausgeschöpft wer-
den, erst dann sei auch an Steuerer-
höhungen zu denken.

Am Tag darauf lautete die bild-Schlag-
zeile: „Die FDP fiel wieder um“ – das
alte liberale Trauma wirkte: Die FDP-
Fraktion lehnte den Kabinettskompromiß
ab und zwang ihren Ministern den Rück-
tritt auf. Bald darauf benannte die Uni-
onsfraktion nach einigem schamhaften
Zieren jene Gruppe von vier Kandidaten,
aus der sie den Kanzler wählen wollte.

Den Anstoß gab ein junger Helmut
Kohl: „Jeder weiß, um was es geht, keiner
spricht es aus. Es wird all das vorgetragen,
was eigentlich eine Ausflucht vor uns
selbst ist.“
27
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nem fürstlichen Restaurant ein opulentes
Mal zu sich nimmt und nachher erstaunt
ist, wenn er die Rechnung sieht.“

Sieben Jahre CDU/FDP-Regierung hat-
ten ausgereicht, um die Schulden des Bun-
des um mehr als die Hälfte zu erhöhen.
Der so erfolgreich gestartete Stoltenberg
mußte im April 1989, sieben
Monate vor dem Mauerfall,
zurücktreten. Vom briti-
schen Magazin euromoney
wurde er zum „schlechte-
sten Finanzminister“ des
Jahres gekürt. Der Jurist
Theo Waigel begann seinen
Dienst als Kassenwart.

Exakt 497 Milliarden
Mark Schulden erbte der
CSU-Mann, mitsamt den
Defiziten von Ländern und
Gemeinden waren es sogar
929 Milliarden Mark. Doch
die vergleichsweise glücklichen Tage waren
gezählt.

Das Ende des real existierenden Sozia-
lismus wurde für Waigel zum real existie-
renden Debakel. Es war eine Mischung aus
falschen Entscheidungen, falschen Hoff-
nungen und falschen Rechnungen, die das
Milliardenminus in neue Dimensionen trieb.

Subventio
insgesamt
in Milliarden
Mark

31,4

1970
Einheitshauptstadt Berlin: Falsche Entscheidungen, falsche Hoffnungen, falsche Rechnungen
Der Umtauschkurs für die DDR-Bürger
war mit 1:1 beziehungsweise 1:2 für höhe-
re Sparguthaben zu großzügig angesetzt.
Die Bundesrepublik mußte nun auch die
Staatsschulden der DDR übernehmen, den
volkseigenen Betrieben raubte die giganti-
sche Aufwertung die Absatzmärkte im
Osten.

Ein Milliardentransfer an Subventionen
begann, der auch heute noch mit 130 Mil-
28
liarden Mark jährlich zu Buche schlägt.
Weil der Westen zum Verzicht nicht bereit
war, wurde der Aufbau Ost weitgehend auf
Pump finanziert.

Bonn glaubte, daß „der ganze Salat“
(Treuhand-Chef Detlev Karsten Rohwed-
der) der DDR-Wirtschaft womöglich 600

Milliarden Mark wert sei –
doch die VEB und LPG 
waren völlig marode.

Waigel und Kohl hofften
noch immer, daß wie von
selbst zusammenwachse,
was plötzlich zusammen-
gehörte. Steuern, so versi-
cherten sie, würden nicht
erhöht. Die Milliarden-
transfers wurden mit im-
mer neuem Leihgeld be-
stritten, allein 1990 wurden
drei Nachtragshaushalte
fällig.

Helmut Kohl, der vor der Wahl verspro-
chen hatte: „Wenn ich sage, wir machen
keine Steuererhöhung, dann machen wir
keine“, mußte schließlich 1991 doch die
Steuern raufsetzen – für Benzin,Tabak und
Versicherungen – und den Solidaritätszu-
schlag einführen. Selbst bild kanzelte den
„Steuerlügner Kohl“ (SPD), mit einem

n

16,2

1995
Foto quer über die volle Breite der Titel-
seite gelegt, als „Umfaller“ ab.

Doch die Annahmen waren noch immer
zu positiv. Die zusätzlichen Steuern, die
Waigel eintrieb, reichten nicht, die Löcher
zu stopfen. Binnen kurzem hatte sich der
Oberkassierer zum Oberschuldner ent-
wickelt – allein 1990 nahm der Bund 46,7
Milliarden Mark Kredit auf und 1991 gar 52
Milliarden.
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Irritiert nahm die Europäische Gemein-
schaft „das Ausmaß und die Plötzlichkeit
des Umschwungs“ im Haushalt der Bun-
desrepublik zur Kenntnis. Ende 1989 ent-
sprach das gesamte öffentliche Defizit noch
knapp 42 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts, Ende 1996 dagegen schon über 60
Prozent.

Waigel nahm es bei der „Kostenstelle
Vaterland“ (welt) nicht sonderlich genau:
„Wer täglich nur nach den Kosten fragt“,
wehrte er 1990 seine Kritiker ab, „stellt
die nationale Einheit Deutschlands in 
Frage.“

Wer dennoch fragte, der mußte sich
durch eine ganz neue Haushaltsarithmetik
kämpfen, durch Schatten- und Nebenetats,
die erst heute, wo sie unter die Schulden-
kriterien der Europäischen Währungsuni-
on fallen, vielen bewußt werden.

Noch bis zum Mauerfall flossen die Kre-
dite vorwiegend in den offiziellen Bun-
deshaushalt. Seither ist angesichts etlicher
Sondertöpfe erst auf den zweiten Blick er-
kennbar, wie ungeniert die Bundesregie-
rung auf Pump lebt:
π So verbergen sich im Erblastentilgungs-

fonds, den Waigel mit dem Gewinn aus
den neubewerteten Goldreserven der
Bundesbank reduzieren möchte, die

Staatsschulden der DDR
(28 Milliarden), die Verlu-
ste der Treuhandanstalt
(205 Milliarden), die Kosten
der Währungsumstellung
(30 Milliarden) oder 
die Verbindlichkeiten der
DDR-Wohnungsbauunter-
nehmen (29 Milliarden) –
Ende 1996 alles in allem 
332 Milliarden Mark.

πSo versteckte der Finanz-
minister 84 Milliarden
Mark im Fonds „Deutsche
Einheit“; dahinter verber-
gen sich Kredite, mit denen
bis 1994 Zuweisungen für
die ostdeutschen Länder
finanziert wurden.

πSo schlummern im ERP-
Sondervermögen größten-
teils die Hilfen für ostdeut-
sche Existenzgründer und
Unternehmer – nochmals
34 Milliarden Mark.
Wieviel von den 1,2 Billio-

nen Mark, die Bund, Länder
und Gemeinden seit 1989 zu-
sätzlich aufgetürmt haben,

dabei indirekt oder direkt dem Mauerfall
zuzurechnen sind, können selbst Experten
nicht exakt beziffern. Die Bundesbank
schätzt: mehr als die Hälfte. Das Bonner
Institut für Wirtschaft und Gesellschaft
glaubt: etwa ein Drittel.

Fest steht: Der Westen des Landes hat
versucht, die neue Aufgabe zusätzlich zu
schultern. Obwohl die Republik unter den
Lasten der Einheit ächzt, stiegen die Zu-
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263

237

Lohn- und
Einkommen-
steuer

Umsatzsteuer

300

250

200

Milliarden
Mark
wendungen für die Klientel im Westen wei-
ter an. Niemand wollte verzichten – die
Regierung schon gar nicht. Selbst die Ein-
führung der Pflegeversicherung, die erneut
die Lohnnebenkosten erhöhte, wurde noch
durchgesetzt, als das Debakel längst in
Sicht war.

Auch bei den direkten Subventionen gab
es kein wirkliches Zurück: Die Kohlekum-
pel wurden bedient, die Landwirte sowie-
so, auch die Industriesubventionen flossen
ungemindert weiter.

Deutschland, so bemängelt EU-Wettbe-
werbshüter Karel van Miert, ist mit Staats-
zuwendungen von 32 Milliarden Mark jähr-
lich allein an die Industrie inzwischen
„Europameister“ – noch vor Italien (23
Milliarden Mark) und Frankreich (13 Mil-
liarden Mark). Dabei seien die Bonner
Geldgeber, so kritisiert der Bundesrech-
nungshof in seinem jüngsten Bericht, oft
„nicht in der Lage, die Zielerreichung,
Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit von
Subventionen einzuschätzen“.
68

46

29

29

14

9

Kräftig zugelangt
Steueraufkommen
nach den wichtigsten
Steuerarten
ab 1991 Gesamtdeutschland

1950 1960 1970 1980 1990

Gewerbesteuer

1996

Tabaksteuer

Mineralölsteuer

Körperschaft-
steuer

Kfz-
Steuer

Vermögensteuer

150

100

50

Beamte
und
Richter*

1970

954800

35,5

11,3

109,5

33,1

1996

*ohne Bahn, Post und Zweckverbände;
 1996 mit neuen Bundesländern

1 604 600

1974 1996

Bezüge
in Milliarden Mark

Versorgung
in Milliarden Mark
Die muntere Ausgabenpolitik der Re-
gierenden schlägt bis nach unten durch – in
die Länder, Landkreise und Gemeinden.
Eine Kultur der Sparsamkeit und der öko-
nomischen Effizienz hatte in Deutschland
bisher keine Chance, am wenigsten in so-
zialdemokratischen Spitzenschuldenlän-
dern wie Nordrhein-Westfalen, Bremen
oder dem Saarland. Selbst Hamburg, die
angeblich wohlhabendste Stadt Europas,
ist mit über 18000 Mark pro Einwohner
verschuldet. In den Amtsstuben herrscht –
allen Sparrunden zum Trotz – eine zum
Teil unbekümmerte Ausgabenfreude.

Rund 60 bis 70 Milliarden Mark, so
schätzt der Bund der Steuerzahler, wer-
den durch die vielen kleinen und großen
Verfehlungen jährlich verschleudert. In sei-
nem neuen „Schwarzbuch“, das im Okto-
ber erscheint, rügt der Steuerzahlerbund
erneut unzählige unfaßbare Fälle von Steu-
erverschwendung.

Im Keller des Nürnberger Bundesamtes
für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge sollen 500 Telefone, 78 Arbeitsplatz-
computer, 250 Terminals und 84 Laser-
drucker zum Teil seit Jahren unbenutzt
und originalverpackt verstauben – Ge-
samtwert: 1,4 Millionen Mark.

Im Saarland soll das Büro des Umwelt-
ministers für rund 34000 Mark renoviert
worden sein, obwohl der Umzug in ein an-
deres Gebäude längst feststand und das
neue Büro acht Monate später ebenfalls
renoviert wurde. Kosten: 10000 Mark.

Doch es sind nicht allein die Ausgaben
des Staates, die für das Milliardendefizit
sorgen. Auch die Einnahmen lassen sich in
den neunziger Jahren immer schwerer kal-
kulieren. Denn Steuervermeidung ist zum
Volkssport geworden.

Waigel macht dabei ein Phänomen im-
mer stärker zu schaffen, um das sich ein
Fritz Schäffer noch nicht kümmern mußte:
die Globalisierung. „Das Elend der deut-
schen Finanzpolitik“, urteilte bereits 1993
Konrad Littmann, langjähriger Vorsitzender
des Wissenschaftlichen Beirats beim Bonner
Finanzministerium, erkläre sich „aus der
anhaltenden Unfähigkeit der Politik und der
Bürokratie, notwendige Antworten auf eine
sich ändernde Welt zu geben“.

In Zeiten des freien Waren- und Kapi-
talverkehrs lassen die globalen Konzerne
ihre Steuern immer mehr dort anfallen, wo
die Sätze niedrig sind: in Irland, in Belgi-
en und in den Niederlanden oder in Steu-
eroasen wie auf den Kanalinseln oder in
Gibraltar. Mittels firmeninterner Verrech-
nungspreise und anderer Tricks können die
Steuerspar-Trupps der Multis Gewinne an
fast jeden beliebigen Ort der Erde transfe-
rieren.

„Die Ära, in der der Staat den Unter-
nehmen Regeln vorgeben konnte, ist vor-
bei“, glaubt auch der amerikanische Öko-
nom Lester Thurow. Seine Prognose: „Es
wird sich als zunehmend schwierig erwei-
sen, unmittelbar für den Bürger bestimm-
te Konsumleistungen über die Besteuerung
der Unternehmen zu finanzieren.“ 

Notfalls siedeln selbst urdeutsche Kon-
zerne ihre Zentrale einfach im Ausland an.
So residiert die Holding des Handelsrie-
sen Metro (Kaufhof, Horten, Vobis) eben-
so in der Schweiz wie die des nieder-
rheinischen Getränkeherstellers Under-
berg.

Und das Kapital des Pharmakon-
zerns Boehringer Mannheim, vor 138
Jahren am Rhein gegründet, wurde
zuletzt durch eine Firma auf den
Bermudas gesteuert, bis vor zwei
Wochen der Schweizer Konzern
Roche einstieg. Folge: Der deut-
sche Finanzminister bekommt
vom höchsten Kaufpreis, der je
d e r  s p i e g e l  2 4 / 1 9 9 7
für ein hiesiges Unterneh-
men bezahlt wurde – von 19
Milliarden Mark –, keinen
Pfennig. „Waigel“, sagt der
bisherige Boehringer-Chef
Curt Engelhorn, „wird sich
ärgern.“

Die Gewichte haben sich
verschoben: Noch 1960
zahlten die Unternehmen
doppelt soviel in die
Staatskasse ein wie das ge-
meine Steuervolk, ohne
daß das Wirtschaftswun-
der Schaden nahm. Heute
tragen die Unternehmen
nur noch mit rund acht
Prozent zum gesamten
Steueraufkommen
der Republik bei,
während der Anteil
der Lohnsteuer etwa
viermal so hoch
liegt.

Egal, ob Sie-
mens, Daimler,
29
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Luft
MAN oder BMW – fast alle Konzerne
bemühen sich, ihre Steuerlast im Inland zu
senken und beschäftigen ganze Heerscha-
ren von Finanzexperten, die die Last der
Abgaben weltweit optimieren. Auch des-
halb entwickelten sich Waigels Einnahmen,
wie die Bundesbank nüchtern anmerkt, „in
den letzten beiden Jahren deutlich
schwächer, als nach der gesamtwirtschaft-
lichen Datenlage anzunehmen war“.

Mit einfachen Sparmaßnahmen – ein
paar Kürzungen hier, eine Einschränkung
da – ist dem Bonner Etat nicht mehr zu hel-
fen. Allein die Zinsen für bereits beste-
hende Kredite treiben die Schulden immer
weiter nach oben. Schon 1996 gingen rund
25 Prozent aller Steuereinnahmen des Bun-
des für Zinsen drauf, im Jahr 2000, so pro-
gnostiziert der Bundesrechnungshof, muß
die Regierung erstmals mehr als 100 Milli-
arden Mark im Jahr für Zinsen zahlen.

Mit vielen kleinen und großen Ein-
sparungen will die Regierung doch noch
der Schuldenfalle entkommen. Auch 
Immobilien und Firmen in Staatsbe-
sitz sollen nun verhökert werden wie bei 
hansa Telekom Immobilien 
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einem Totalausverkauf wegen Geschäfts-
aufgabe.

Zehn bis allenfalls zwölf Milliarden
könnten dadurch noch in diesem Jahr ein-
genommen werden, ein etwa gleicher Bat-
zen im nächsten. Doch auch das, rechnete
Christdemokrat Armin Laschet nach,
„wird nicht reichen“.

Alle Ressorts sollen noch einmal aus-
gekämmt, alle Zahlungen – die nicht recht-
lich zwingend sind – gekürzt werden: Von
den Sprachkursen der Goethe-Institute in
aller Welt bis hin zum Zuschuß für Inter
Nationes in Bonn. Jede Ausgabe über eine
Million muß künftig über Waigels Schreib-
tisch.

Keine Idee ist zu abwegig, alles wird ver-
sucht. Nach den Gold- und Devisenreser-
ven der Bundesbank fiel der Blick der Bon-
ner Schuldenmanager auf die nationale
Rohölreserve für Krisenzeiten: Für 1,5 Mil-
32
liarden Mark wollen sie nun Öl verkaufen.
„Leider haben wir als strategische Reser-
ve keine Butterberge mehr“, spöttelt FDP-
Altvater Hans-Dietrich Genscher.

Tiefdeprimiert verfolgt das Fußvolk der
Koalition die plan- und glücklosen Aktio-
nen ihrer VIPs. Der Bundestagsneuling Pe-
ter Altmeier (CDU), bei der Führung gele-
gentlich durch Aufsässigkeit aufgefallen,
monierte in der Fraktionssitzung vorige
Woche: „Das Elend“ habe man doch be-
reits vor Monaten erkennen müssen.

Nötig wären ohnehin grundlegende Re-
formen. Vor allem die jungen CDU-Chefs
in den Ländern wünschen sich einen
„schlanken Staat“, eine „Effizienzrevolu-
tion in den Amtsstuben“, wie sie von Ex-
perten seit Jahren gefordert wird.

Nur so läßt sich die Schere zwischen
Einnahmen und Ausgaben auf Dauer
schließen. Nur so kann der Staat wieder
mehr Freiraum für Investitionen schaffen –
und für eine spürbare Entlastung der Steu-
erzahler sorgen.

Selbst die Grünen des Joschka Fischer
wollen das Problem der Staatsverschul-
dung grundsätzlich angehen. Sie wissen:
Eine Ökosteuer, zusätzlich zur bisherigen
Staatsfinanzierung, hat keine Chance. Der
Staat muß vorher schlanker werden.

Deutschland ist in Europa das Land mit
dem geringsten Anteil an Selbständigen
und dem höchsten Prozentsatz von Staats-
dienern. Auf 1000 Einwohner kommen
hierzulande 40 Beschäftigte im Öffent-
lichen Dienst. In Italien sind es nur 27, in
Irland 19.

Gemessen am Standard vergleichbarer
europäischer Länder, ermittelte das Insti-
tut der deutschen Wirtschaft, leistet sich
die Bundesrepublik einen Überhang von
mehr als einer halben Million öffentlich
Beschäftigter.

Den Unternehmen hat die aufgeblähte
Bürokratie nicht weniger, sondern mehr
Arbeit gebracht. Mit ihren langwierigen
Genehmigungsverfahren und den kompli-
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zierten Steuergesetzen kostet sie die Wirt-
schaft jährlich 58 Milliarden Mark, errech-
nete das Bonner Institut für Mittelstands-
forschung.

Um das Mehrwertsteuergesetz befolgen
zu können, müssen sich die Firmen heute
mit rund 580 Erlassen, Verfügungen und
Schreiben vertraut machen. In der Sozial-
versicherung sind bis zu 80 Meldepflichten
zu beachten.

Experten aus der Wirtschaft fordern eine
durchgreifende Rationalisierung des Staats-
apparates. Der verkrustete und unwirt-
schaftlich arbeitende Öffentliche Dienst
müsse sich einer ähnlichen Roßkur unter-
ziehen, wie sie die meisten deutschen
Großkonzerne hinter sich haben.

Die Unternehmensberatung Arthur D.
Little hat den deutschen Staat wie eine Fir-
ma untersucht und dabei ein Sparpotential
von 260 Milliarden Mark errechnet. Inner-
halb von vier Jahren könnte es ausge-
schöpft werden.

Nach den Erfahrungen, die die Experten
durch ihre langjährige Beratungspraxis für
den Öffentlichen Dienst gewannen, wer-
den sich in diesem Zeitraum 25 bis 40 Pro-
zent der heutigen Aufgaben erledigen –
durch den Abbau dadurch überflüssig ge-
wordener Stellen ließen sich 30 Milliarden
Mark sparen.

Der Umzug nach Berlin böte eine ein-
malige Chance, die aufgeblähte Bonner 
Ministerialbürokratie zu verkleinern. Al-
lenfalls 40 Prozent der dort verrichteten
Arbeit sind noch politischer Natur, die 
meisten Ministerialen beschäftigen sich in-
zwischen mit Verwaltungstätigkeiten, die
ebensogut von nachgeordneten Behörden
erledigt werden könnten.

Für überbesetzt halten die Unterneh-
mensberater vor allem die sogenannten
Zentraldienste in den Ministerien und
Behörden. Durchschnittlich 35 Prozent der
Beschäftigten kümmern sich dort um Din-
ge wie Personal, Organisation und Haus-
halt. Etwa zwei Millionen Staatsdiener ar-
Verkauf des „Tafelsilbers“     Veräußerbare Beteiligungen des Bundes
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beiten nicht für die Bürger, sondern ver-
walten die Verwaltung.

Eine Quelle der Verschwendung von
Steuergeldern ist die mangelnde Transpa-
renz bei den öffentlichen Ausgaben. „Hun-
dert Jahre Betriebswirtschaftslehre sind
scheinbar spurlos an der öffentlichen Ver-
waltung vorübergegangen“, klagt Michael
Endres, Vorstandsmitglied der Deutschen
Bank.

Das größte Einsparpotential mit weit
über hundert Milliarden Mark orteten die
Unternehmensberater von Arthur D.
Erdölreserven Autobahnraststätten 
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Little bei den antiquierten Arbeitsabläu-
fen in den Amtsstuben. „Einfachste
Grundsätze unternehmerischer Organisa-
tion sind bisher nicht beachtet worden“,
kritisieren sie.

Auch ein Abbau der staatlichen Sub-
ventionen würde dem Staat Milliarden spa-
ren. Nach dem offiziellen Bericht der Bun-
desregierung summierten sich die Finanz-
spritzen 1995 auf 116 Milliarden Mark.

Der Betrag ist gewaltig, doch bei der
Rechnung sind viele Posten wie Wohngeld,
Krankenhauszuschüsse oder die Hilfen für
die Bahn gar nicht berücksichtigt.

Das wahre Ausmaß ermittelten jüngst
Forscher vom Kieler Institut für Weltwirt-
schaft. Sie kamen bei der Auswertung der
Haushaltsbücher auf nicht weniger als 303
Milliarden Mark an „Vergünstigungen, die
der Staat ausgewählten Produktionszwei-
gen gewährt“.
Die Masse der Steuerzahler wird ge-
schröpft, damit eine Minderheit in den Ge-
nuß staatlicher Wohltaten kommt. Dabei
weiß keiner so recht, ob der Geldsegen we-
nigstens den Begünstigten nutzt. „Meist
werden keine überprüfbaren Ziele sowie
Maßstäbe vorgegeben, an denen der Erfolg
einer Maßnahme gemessen werden könn-
te“, kritisiert der Bundesrechnungshof.

Ökonomen sind sicher, daß die Hilfen
letztlich ihr Ziel verfehlen. Marode Bran-
chen wie der Steinkohlebergbau, mit
120 000 Mark pro Kumpel und Jahr einer
der größten Geldfresser, werden über Jahr-
zehnte künstlich am Leben gehalten. Der
Strukturwandel in den betroffenen Regio-
nen verzögert sich. Für zukunftsweisende
Investitionen fehlt das Geld.

Doch zu einer grundlegenden Staatsre-
form fehlt der Regierung jede Vorarbeit –
und oft auch die Macht, weil sie durch ein
kraftvolles System von Gegenmächten ein-
geschränkt wird: durch den Bundesrat, das
Bundesverfassungsgericht oder das Bun-
deswahlgesetz, das fast zwangsläufig zu
Koalitionsregierungen führt. Und auch der
politische Wille fehlt: Die Spitzenpolitiker
von CSU, CDU und FDP glauben, daß sie
den Wahltag auch so erreichen werden.

Die SPD soll dabei helfen. Schäuble prä-
sentierte der Öffentlichkeit am Montag die
verblüffende Idee, schon 1998 wesentliche
Teile der Steuerreform vorzuziehen. Ganz
schnell soll es nun neue Gespräche mit den
Sozialdemokraten geben. Schäuble gibt
sich offen „für alles, was gemeinsam geht“.

Er will die Sozis dafür gewinnen, bela-
stende Teile des Steuerpakets – etwa das
Streichen von Vergünstigungen – sofort,
die entlastenden Steuersenkungen aber
erst mit Verzögerung in Kraft zu setzen.
Das fülle zunächst den SPD-Ländern eben-
so die Kassen wie dem nahezu bankrotten
Bundesfinanzminister.

Der Clou des Plans: Die Liberalen könn-
ten Steuererhöhungen zustimmen, ohne
das Gesicht zu verlieren. Denn das Paket
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würde selbstverständlich die Aufschrift
„Steuerreform“ tragen.

Pech nur für Schäuble, daß die Freide-
mokraten sogleich abwinken. Solms kate-
gorisch: „Mit uns läuft das nicht.“

Einen großen Brocken, mit dem eigent-
lich die Steuerentlastungen einer großen
Reform finanziert werden sollen, hat oh-
nehin schon Waigel im Auge: den soge-
nannten Verlustrücktrag.

Der Finanzminister klagt mit Recht dar-
über, daß die Unternehmen und Großver-
diener trotz prächtiger Profite kaum Steu-
ern zahlen. Einer der Gründe dafür ist:
Verluste eines Jahres können nachträglich
mit den Gewinnen der beiden Vorjahre
verrechnet werden.

Nun will Waigel den Verlustrücktrag
schleunigst kappen, möglichst sogar noch
in diesem Jahr. Das würde 1998 rund 500
Millionen Mark bringen. Doch er mußte
sich belehren lassen, daß der gebotene 
Vertrauensschutz ihn an raschem Handeln
hindert.

Unternehmen, die 1997 einen maroden
Konkurrenten vor allem deshalb für ein
paar Mark übernommen haben, weil des-
sen Verluste mit eigenen, sonst steuer-
pflichtigen Gewinnen aus 1996 und 1995
verrechnet werden, müssen nicht um ihre
Steuerprofite bangen. Das Fallbeil saust
erst 1998 nieder, Geld gibt es dann für den
Fiskus 1999.

Zum Durchwursteln gehört auch, daß
die Liegenschaftsabteilung schon seit 
Monaten jedes Grundstück, jedes nicht
benötigte Haus des Bundes verkauft, für
das sich ein Käufer findet. Nach den un-
durchsichtigen Maastricht-Spielregeln darf
Waigel Erträge aus dem Verkauf von An-
teilen an Wohnungsbaugesellschaften nicht
auf das Defizitkriterium anrechnen. Der
Verkaufserlös für einzelne Häuser dage-
gen hilft bei der Neuverschuldung.

Eine bombastische Aufstellung aus frei-
demokratischer Feder, was der Bund alles
verkaufen könne, um damit den Haushalt
33
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Goldreserven der Bundesbank: Indiskretion ei
zu sanieren, schrumpfte bei etwas genaue-
rer Prüfung durch das Finanzressort schnell
auf ein bescheidenes Niveau. Eingeleitet
und damit für die nächste Zukunft rele-
vant sind, neben der Zehn-Milliarden-Ak-
tion mit Telekom-Anteilen, gerade mal
neun Privatisierungsvorhaben.

Neben einer Restzahlung aus dem Luft-
hansa-Verkauf und einem hübschen Bat-
zen, den Bonn für 75 Prozent der Post-
bank-Anteile erwartet, hat Waigel dabei
freilich auch Ladenhüter im Angebot. So
wird ihm der Käufer etwa der Saarberg-
werke allenfalls einen symbolischen Preis
zahlen.

Wie groß die Kluft zwischen den Haus-
haltsannahmen über die Privatisierungser-
löse und der Realität liegen kann, zeigt das
Beispiel zweier Wohnungsgesellschaften.
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Für 38 700 Wohnungen der Deutschbau
und weiterer knapp 10000 der Frankfurter
Siedlungsgesellschaft kalkulierte Bonn
schon 1996 vier Milliarden Mark an Ein-
nahmen ein. Herein kam gar nichts.

In diesem Jahr, immerhin, fließen für
den 58,8-Prozent-Anteil des Bundes an der
Deutschbau 1,2 Milliarden in die Waigel-
Kasse.Aber das ist nicht einmal halb soviel
wie erhofft. Für 52000 Mark pro Wohnung
– in rechnerischem Durchschnitt – wurde
der Immobilienbesitz verschleudert.

Beamte des Finanzministeriums glauben
inzwischen sogar, daß der Chef das Aus-
maß seines Haushaltselends noch gar nicht
kennt, weil er vor schlechten Nachrichten
abgeschottet wird.

Indiz: Kritische Vermerke von Referats-
leitern bleiben auf der Abteilungsleiter-
ebene hängen. Sie kommen mit der Notiz
zurück, dem Minister sei mündlich vorge-
tragen worden.
Chaostage in Bonn
Neuer Wirbel um die Operation Goldschatz: Die Regierung 

behauptet, die Idee stamme von der Bundesbank.
Wer hatte nun wirklich die ge-
niale Idee, die Goldreserven
der Bundesbank neu zu be-

werten – die Regierung oder die Bun-
desbank?

Ein Anstoß zu dem vorläufig ge-
platzten Golddeal sei schon im Febru-
ar gekommen – und zwar von einem
Bundesbanker, behauptet die Regie-
rung. Johann Wilhelm Gaddum, Stell-
vertreter des Bundesbankpräsidenten
Hans Tietmeyer und ehedem CDU-Fi-
nanzminister in Rheinland-Pfalz, soll
den Bonner Finanzminister auf die not-
wendige Neubewertung des Goldes
hingewiesen haben.

Spätestens mit Gründung einer Eu-
ropäischen Zentralbank im Euro-Ein-
führungsjahr 1999 müsse die Bundes-
bank einen Teil ihrer Devisen- und
Goldreserven den neuen Währungshü-
tern überlassen. Dann solle der Frank-
furter Schatz, der nach deutschem
Recht völlig unterbewertet ist, zu
annähernd marktnahen Preisen in den
Büchern geführt werden – mit der Fol-
ge von Buchgewinnen in Milliarden-
höhe.

Die Idee traf Finanzminister Theo
Waigel nicht unvorbereitet.Auch seine
Experten hatten die gestalterischen
Möglichkeiten der Neubewertung des
Bundesbankschatzes entdeckt. Der un-
erwartete Gewinn sollte an den Erbla-
stentilgungsfonds überwiesen werden
und dabei, en passant, die Gesamt-
schulden des Staates unter 60 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts drücken.
Damit wäre ein Maastricht-Kriterium
erfüllt worden. Das Kriterium, das die
Neuverschuldung auf drei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts begrenzt, aber
nicht.

Als der CSU-Vorsitzende dem Bun-
desbankpräsidenten die Erkenntnis ver-
mittelte, daß ein Goldtransfer ihm auch
helfen werde, das Schuldenlimit zu er-
füllen, wandelte Tietmeyer sich vom zö-
gernden Unterstützer des Finanzmini-
sters zum entschlossenen Gegner.

Waigel beharrte trotz Tietmeyers 
Widerspruch auf der Idee. Am 15. Mai,
dem Donnerstag vor Pfingsten, so der
Plan, sollte erstmals der gesamte Zen-
tralbankrat in Frankfurt offiziell – aber
ohne Unterrichtung der Öffentlichkeit –
von dem Golddeal erfahren, erst 14 Tage
später eine Entscheidung fallen.
Doch just an jenem Donnerstag 
verkündeten die Steuerschätzer zu-
sätzliche Einnahmeverluste des Bundes
von knapp zehn Milliarden Mark.
Das Düsseldorfer handelsblatt mel-
dete zeitgleich, das Währungsgold 
der Republik sei vor Waigel nicht mehr
sicher.

Der Minister ließ die Falschmeldung,
er würde das Gold verkaufen, demen-
tieren. Aber er mußte nun vorzeitig 
zugeben, daß er einen anderen Weg 
gefunden hatte, das gleißende Metall
für sich flüssig zu machen. Waigel: 
„14 Tage bis zur nächsten Zentralrat-
banksitzung die öffentlichen Spekula-
tionen durchzustehen, das war völlig
unmöglich.“

Aus Waigels Sicht ist damit die In-
diskretion eines Insiders Ursache der
fatalen Optik. Als Täter gilt der FDP-
Graf Otto von Lambsdorff, ein ausge-
wiesener Gegner des CSU-Chefs.

Denn der ließ im Ministerium anfra-
gen, wieso man die Goldverkaufspläne
leugnen könne. Es sei doch alles wahr.

Am Mittwoch vorvergangener Wo-
che lehnte der Zentralbankrat die Aus-
schüttung der Buchgewinne noch 1997
schließlich mit groben Worten ab.



Flugzeugträger Deutschland bunte
Der Ausverkauf von Telekom, Postbank
oder Lufthansa hilft den Deutschen nicht
in ihrem Ringen, unter dem Kreditlimit des
Maastricht-Vertrages zu bleiben. Da der
Staat dabei etwa Aktien gegen Bargeld
tauscht, wird er in der Logik der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen da-
durch nicht reicher. Die Erlöse gelten folg-
lich nicht als Einnahmen. Gibt der Finanz-
minister sie aus, um seine Beamten zu ent-
lohnen oder Straßen zu asphaltieren, muß
er sich das Geld auf dem Kreditkonto an-
rechnen lassen.

Sparen oder Steuern erhöhen, anders
kann Bonn die Euro-Hürden nicht neh-
men. Wenn nichts geschieht, so eine FDP-
Kalkulation, summieren sich die neuen
Schulden im laufenden Jahr auf 3,2 bis 3,5
Milliarden Mark.

Für die Liberalen kein großes Problem:
Wir haben uns auf eine buchhalterisch ex-
akte Zielerfüllung von 3,0 „nie festgelegt“,
sagt das FDP-Führungstrio Wolfgang Ger-
hardt, Guido Westerwelle und Hermann
Otto Solms. Das sei „allein Waigels Pro-
blem“.

Für den CSU-Finanzminister ist der Weg
„eines erkennbar weichen Euro“, so sein
Parteifreund Michael Glos, versperrt:
„Kommen wir selber auf 3,2 oder 3,3, lie-
gen die Franzosen dann bei 3,8 und deren
Spezis, die Italiener, bei 4,1. Wir kommen
zu keiner ordentlichen Grenzziehung
mehr.“ Für Waigel gibt es keine Alternati-
ve: „Wir müssen die Kriterien punktgenau
erfüllen.“

Noch würgt Kanzler Kohl jede Euro-Dis-
kussion in der Koalition ab. Dabei denkt
auch er in engstem Kreise über Alternativ-
termine nach. „Eine geordnete Verschie-
bung des Euro-Starts im Zeitrahmen bis
2002“, so ein Kabinettsmitglied, wurde in-
tern für „machbar“ gehalten – wenn auch,
für Kohl, nicht „wünschbar“.

Eisern hält der Kanzler am Verdikt fest:
Öffentlich darf es kein Zaudern geben. Kri-
tische Fragensteller spüren die ganze
Wucht seines Unmuts.

Dennoch wuchert der Zweifel in beiden
Fraktionen, ob die Opfer für die Währungs-
union gerechtfertigt sind. „Der Euro-Skep-
tizismus hat sich eindeutig verstärkt“, ana-
lysiert der sächsische CDU-Parlamentarier
Kolbe die Gemütslage der Union.

Waigel verfolgt die Trendumkehr ver-
bittert: Kaum ein anderer in Bonn stand
der Euro-Idee einst so skeptisch gegenüber.
Er wollte anfangs nicht einmal ein ver-
bindliches Datum für den Euro-Start ak-
zeptieren. Aus Loyalität zu seinem Kanz-
ler muß er nun täglich ein Maastricht-Hur-
ra rufen. Und mit jedem Tag wird er dabei
unglaubwürdiger, vor allem in den eige-
nen Reihen.

Manchem in Bayern ist er schon 
eine Bürde. Waigel sei „der teuerste 
Bundesgenosse“ des Kanzlers, lästert 
ein einflußreicher CSU-Bezirksvorsitzen-
der. Unter Franz Josef Strauß sei das 
anders gewesen, „der war Kohls härtester
Kritiker“.

„Eine merkwürdige, ja gespenstische
Stimmung“ habe geherrscht, berichtete ein
Teilnehmer, als Waigel vorigen Montag in
München vor dem CSU-Vorstand seinen
Streit mit der Bundesbank zu rechtferti-
gen versuchte und unverändert strenge
Euro-Kriterien anmahnte: „Wir schaffen
beides.“

In Ton und Wortwahl vorsichtig, dafür in
der Substanz um so kritischer, nahm die
weiß-blaue Führungsriege ihren glücklo-
sen Vorsitzenden an.Waigel solle gefälligst
einmal „die Stimmung in den Bierzelten“
aufnehmen, klagte Kultusminister Hans
Zehetmair. Die Währungsunion müsse not-
falls verschoben werden, verlangte Stoi-
ber, wohl wissend, daß er damit von Wai-
gel die Kapitulation verlangte.

Allerdings: Auch Stoiber weiß, an Kohls
Männerfreund Waigel hängt die Statik 
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der Bonner Koalition. Ein Rücktritt 
des Finanzministers wäre wohl wirklich
„das Ende der Ära Kohl“ (Fischer) und da-
mit einer bürgerlichen Regentschaft am
Rhein.

Auf eine Große Koalition, das hat Oskar
Lafontaine klargemacht, läßt sich die SPD
in diesem Stadium nicht mehr ein. Und
vorgezogene Neuwahlen wären bei dem
gegenwärtigen demoskopischen Hoch von
Rot-Grün für Kohl ein Husarenritt. „Dann
würden wir wohl wie die Konservativen 
in England und Frankreich abgewählt“,
glaubt Waigel-Freund Glos.

Bleibt der Koalition die Hoffnung auf
Zeitgewinn, auf das Wunder einer wirt-
schaftlichen Wende. Doch zunächst muß
sie sich in die Sommerpause retten. „Nach
dem Urlaub auf Mallorca“, sucht Euro-
Fighter Kohl seine aufgescheuchten Koali-
tionäre zu beruhigen, „kommen die Leute
immer mit besserer Laune heim.“
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